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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 
— Drucksache 8/3750 — 


A. Probleme 

1. Mit dem Gesetzesvorhaben sollen im Bereich der Berufs- 
förderung 

— Härten bei Soldaten auf Zeit abgemildert werden, die 
durch Anrechnung militärischer Ausbildung auf den Be- 
rufsförderungsanspruch entstehen, obwohl sie nicht ihrer 
Ausbildung entsprechend verwendet worden sind, 

— flexiblere Eingliederungshilfen für die Einstellung in den 
öffentlichen Dienst (Eingliederungs- und Zulassungs- 
schein) geschaffen werden, 

— für die dienstunfähigen Soldaten auf Zeit die Voraus- 
setzungen für die Erteilung eines Eingliederungs- oder 
Zulassungsscheins erleichtert werden, 

— Einschränkungen des Stellenvorbehalts durch vorge- 
schaltete Ausbildungsverhältnisse im öffentlichen Dienst 
vermieden werden, 

— auch den zwischen dem 40. und 45. Lebensjahr dienst- 
unfähig ausscheidenden Berufssoldaten Möglichkeiten für 
eine Berufsausbildung eröffnet werden. 

2. Im Bereich der Dienstzeitversorgung sollen 

— während der Dauer des Bezuges von Übergangsgebühr- 
nissen eintretende Änderungen des Familienstandes bei 
der Versorgung berücksichtigt werden, 
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— die bei Hinterbliebenen von Inhabern eines Eingliede- 
rungsscheins gegenüber Hinterbliebenen von übergangs- 
gebührnisempfängern bestehenden Nachteile beseitigt 
werden, 

— Maßnahmen zur Sicherung des Verwendungszwecks der 
Versorgungsbezüge für Soldaten auf Zeit getroffen wer- 
den, 

— der Höchstbetrag für eine Teilkapitalisierung des Ruhe- 
gehalts verbessert werden. 

3. Im Bereich der Beschädigtenversorgung sollen 

— der Heilbehandlungsschutz für krank ausscheidende Sol- 
daten verbessert werden, 

— das Verfahren zur Feststellung einer Wehrdienstbeschä- 
digung verkürzt und eine Verwaltungsvereinfachung er- 
reicht werden. 

4. Die besonders gefährliche Dienstverrichtung als Lastenein- 
hänger beim Einsatz von Drehflügelflugzeugen soll im Rah- 
men der Unfallversorgung berücksichtigt werden. 

5. Das Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Haushaltsjahr 1980 (Haushaltsgesetz 1980) — BGBl. I 
Nr. 76 vom 28. Dezember 1979 — hat in dem am 11. Dezem- 
ber 1979 vom Deutschen Bundestag beschlossenen Einzel- 
plan 14 — Drucksache 8/3384 — bei Kapitel 14 03 und 14 04 
Mittel für beabsichtigte Besoldungsmaßnahmen unter dem 
Vorbehalt der besoldungsgesetzlichen Verwirklichung auf- 
genommen. In den Artikeln 6 bis 8 der beigefügten Zusam- 
menstellung zum Gesetzentwurf wird das Besoldungsgesetz 
insoweit ergänzt. 


B. Lösung 

Zu 1. 

Im Bereich der Berufsförderung sollen 

— die Anrechnung militärischer Ausbildung, die zu einer Be- 
fähigung als Meister oder zu einem vergleichbaren Ab- 
schluß geführt hat, in den Fällen unterbleiben, in denen ein 
Soldat auf Zeit in den letzten drei Jahren seiner militäri- 
schen Verwendung nicht überwiegend entsprechend seiner 
berufsbezogenen Ausbildung verwendet worden ist, 

— für die Einstellung in ein Beamtenverhältnis ein Wahlrecht 
zwischen der Erteilung eines Eingliederungs- oder Zulas- 
sungsscheins eingeführt und die Möglichkeit eröffnet wer- 
den, in bestimmten Fällen nach Rückgabe des Eingliede- 
rungsscheins den Zulassungsschein zu erteilen, 

— die Erteilung eines Eingliederungs- und Zulassungsscheins 
an dienstunfähige Soldaten auch dann zugelassen werden, 
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wenn die Dienstunfähigkeit nicht auf einer Wehrdienstbe- 
schädigung beruht, 

— der Stellenvorbehalt auch vorgeschaltete Ausbildungsver- 
hältnisse erfassen, 

— die Möglichkeit eröffnet werden, auch dem zwischen dem 
40. und 45. Lebensjahr dienstunfähig ausscheidenden Berufs- 
soldaten Berufsförderung zu gewähren. 

Zu 2 . 

Im Bereich der Dienstzeitversorgung sollen 

— die bisherige Festschreibung des Ortszuschlages auf die Ver- 
hältnisse des Soldaten auf Zeit bei Beendigung seines Dienst- 
verhältnisses aufgehoben werden, 

— den Hinterbliebenen des Inhabers eines Eingliederungs- 
scheins in gleicher Weise Übergangsgebührnisse gewährt 
werden wie den Hinterbliebenen eines Empfängers von 
Übergangsgebührnissen, 

— für Ansprüche auf Übergangsbeihilfe ein Abtretungs-, Pfän- 
dungs- und Verpfändungsverbot und für Ansprüche auf ei- 
nen Ausbildungszuschuß, auf Übergangsgebührnisse und auf 
Unterstützung auf Zeit ein Abtretungs- und Verpfändüngs- 
verbot eingeführt werden, 

— der Höchstbetrag für eine Teilkapitalisierung des Ruhege- 
halts auf 48 000 DM angehoben werden. 

Zu 3. 

Der Heilbehandlungsschutz für krank ausscheidende Soldaten 
auf Zeit und Soldaten, die Grundwehrdienst geleistet haben, 
soll vervollständigt werden. Die Beteiligung der Behörden der 
Kriegsopferversorgung bei Entscheidungen der Behörden der 
Bundeswehrverwaltung soll entfallen. 

Zu 4 . 

Die Soldaten, die beim Einsatz von Drehflügelflugzeugen Lasten 
einhängen, sollen in den Personenkreis der besonders gefähr- 
deten Soldaten, die einen Anspruch auf eine einmalige Unfall- 
entschädigung haben, einbezogen werden. 

Zu 5. 

Die besoldungsrechtlichen Grundlagen sollen durch Änderung 
des Bundesbesoldungsgesetzes und anderer besoldungsrechtli- 
cher Vorschriften geschaffen werden. 


C. Alternativen 

keine 
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D. Kosten 

Durch die vorgesehenen Gesetzesänderungen entstehen dem 
Bund Kosten im Gesamtbetrag von ca. 3 r 9 Millionen DM. Der 
in diesen Kosten enthaltene Betrag von 2,4 Millionen DM für 
die vorgesehene Heraufsetzung des Höchstbetrages einer Ka- 
pitalabfindung vermindert sich durch Tilgung je Kalenderjahr 
um ca. 240 000 DM, so daß nach Ablauf von zehn Jahren Kosten 
insoweit nicht mehr entstehen. 

Für die besoldungsrechtlichen Ergänzungen sind im Haushalt 
1980 im Einzelplan 14 bei Kapitel 14 03 ein Betrag von 
13 800 000 Deutsche Mark und bei Kapitel 14 04 ein Betrag von 
700 000 Deutsche Mark bereitgestellt, so daß neuerliche Kosten 
nicht entstehen. 

Länder und Gemeinden werden mit Kosten nicht belastet, 
ausgenommen bei der Erhöhung der Stellenzulage für fliegen- 
des Personal. 


\ 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 8/3750 — in der sich aus der anliegenden 
Zusammenstellung ergebenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 21. Mai 1980 

Der Verteidigungsausschuß 

Dr. Wörner Gerstl (Passau) de Terra 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Siebenten Gesetzes zur Änderung des 
Soldatenversorgungsgesetzes 
— Drucksache 8/3750 — 

mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatenversorgungsgesetzes des Soldatenversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. Februar 1977 (BGBl. I 
S. 337) , zuletzt geändert durch . . . vom . , . (BGBl. I 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht erhält der Dritte Teil, 
Abschnitt I, Nr. 3 und 4 folgende Fassung: 

„3. Heilbehandlung in besonderen Fällen ... 82 

4. Ubergangsgeld in besonderen Fällen-, 

Beginn der Versorgung 83". 

2. In § 3 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „die 
Fachausbildung außerhalb der Bundeswehr- 
fachschule" durch die Worte „und außerhalb 
der Bundeswehrfachschulen und der Bildungs- 
einrichtungen der Streitkräfte die Fachausbil- 
dung" ersetzt. 


Artikel 1 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. Februar 1977 (BGBL I 
S. 337), zuletzt geändert durch . . . vom . . . (BGBl. I 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. § 4 wird wie folgt geändert: 3. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Punkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt und folgender 
Halbsatz angefügt: 

„der Anspruch entsteht in dem Zeitpunkt, 
der hiernach für den Beginn der Teilnahme 
bestimmt ist." 

b) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 
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„(2) Die Teilnahme am allgemeinberufli- 
chen Unterricht richtet sich nach der Eig- 
nung und Neigung des Soldaten. Der An- 
spruch erlischt durch Verzicht; mit der Fest- 
stellung der Nichteignung des Soldaten be- 
schränkt sich der noch nicht verbrauchte 
Teil des Anspruchs auf die Möglichkeit, das 
Recht aus § 5 a auszuüben. Der Anspruch 
vermindert sich im Umfang der Teilnahme 
an einer Ausbildung an Hochschulen, Fach- 
hochschulen oder Fachschulen im Rahmen 
der militärischen Ausbildung auf Kosten 
des Bundes, wenn ihr Abschluß von allen 
Ländern im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
zivilberuflich anerkannt ist; dies gilt nicht, 
wenn die Ausbildung aus dienstlichen Grün- 
den vorzeitig beendet worden ist. Der An- 
spruch vermindert sich ferner im Umfang 
von sechs Monaten, höchstens jedoch um 
die tatsächliche Dauer der Ausbildung, 
wenn die militärische Ausbildung zum Er- 
werb 

1. eines dem Realschulabschluß gleichwer- 
tigen Abschlusses, 

2. eines Abschlusses auf Grund einer 
Rechts Verordnung nach § 46 Abs. 2 des 
Berufsbildungsgesetzes oder nach § 42 
Abs. 2 der Handwerks Ordnung oder 

3. einer Befähigung, die auf Grund einer 
Meisterprüfung nach den §§ 77, 81 oder 
95 des Berufsbildungsgesetzes oder nach 
§ 45 der Handwerks Ordnung erworben 
worden ist, 

geführt hat; der Zeitraum, um den sich der 
Anspruch hiernach vermindert, darf zuzüg- 
lich des Zeitraumes, für den zum Erwerb 
des Abschlusses Berufsförderung nach die- 
sem Gesetz gewährt worden ist, sechs Mo- 
nate nicht übersteigen. Satz 4 findet in den 
Fällen der Nummern 2 und 3 nur dann An- 
wendung, wenn der Soldat in den letzten 
drei Jahren vor dem Zeitpunkt, in dem der 
Anspruch ohne Anwendung der Vorschrif- 
ten der Sätze 3 und 4 entstehen würde, über- 
wiegend in einer der maßgeblichen Ausbil- 
dung entsprechenden Verwendung gestan- 
den hat. 

(3) Der Bundesminister der Verteidigung 
oder die von ihm bestimmte Behörde der 
Bundeswehrverwaltung kann auf Antrag die 
Teilnahme am allgemeinberuflichen Unter- 
richt 

1. bereits für einen früheren als den nach 
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 3 
bis 5 bestimmten Zeitraum zulassen, 
wenn , 

a) dies aus dienstlichen Gründen gebo- 
ten ist oder 

b) der Anspruch des Soldaten wegen 
der im Einzelfall in Betracht kom- 
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menden Ausbildung nicht innerhalb 
dieses Zeitraumes erfüllt werden 
kann, 

2. über die Beendigung des Dienstverhält- 
nisses hinaus um höchstens sechs Mona- 
te verlängern, wenn der Anspruch des 
Soldaten wegen Krankheit, die nicht auf 
eigenes grobes Verschulden zurückzu- 
führen ist, oder aus einem von ihm nicht 
zu vertretenden Grunde nicht erfüllt 
werden konnte." 


4. § 5 wird wie folgt geändert: 4. unverändert 

a) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Die §§ 46, 49, 50, 60 und 61 gelten ent- 
sprechend." 

b) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Die Bewilligung einer Fachausbil- 
dung kann widerrufen werden, wenn auf 
Grund 

1. der Leistungen oder des Verhaltens des 
Soldaten oder 

2. nicht hinreichender Eignung der Bil- 
dungseinrichtung nicht zu erwarten ist, 
daß das Ausbildungsziel erreicht wird." 


5. § 5 a Abs. 3 wird wie folgt geändert: 5. unverändert 

a) In Satz 1 werden die Worte „§ 5 Abs. 4 
Satz 2 und 3" durch die Worte „§ 5 Abs. 4 
Satz 2 bis 4" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird der Punkt durch einen Strich- 
punkt ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„§ 60 gilt entsprechend." 

6. § 9 erhält folgende Fassung: 6. unverändert 

„§ 9 

(1) Soldaten auf Zeit, die im unmittelbaren 
Anschluß an ihr Wehrdienstverhältnis Beamte 
werden wollen, erhalten auf Antrag einen Ein- 
gliederungsschein für den öffentlichen Dienst, 
wenn 

- 1. ihr Dienstverhältnis ohne eine Verlänge- 
rung nach § 40 Abs. 3 des Soldatengesetzes 
wegen Ablaufs einer Wehrdienstzeit von 
mindestens zwölf Jahren enden würde oder 

2. ihre Entlassung wegen Dienstunfähigkeit, 
die nicht auf eigenes grobes Verschulden 
zurückzuführen ist, verfügt wird, nachdem 

a) ihre Dienstzeit für einen Zeitraum von 
zwölf oder mehr Jahren festgesetzt wor- 
den ist oder 


8 



Deutscher Bundestag — 8, Wahlperiode 


Drucksache 8/4030 


Entwurf Beschlüsse des 12. Ausschusses 

b) sie sich zwar für eine Dienstzeit von 
zwölf oder mehr Jahren verpflichtet ha- 
ben, ihre Dienstzeit aber im Hinblick 
auf eine besondere Ausbildung zunächst 
auf einen kürzeren Zeitraum festgesetzt 
worden ist 

und sie eine Dienstzeit von mindestens vier 
Jahren abgeleistet haben. 

Soldaten auf Zeit, die Angestellte im Öffentli- 
chen Dienst oder ohne Inanspruchnahme eines 
Eingliederungsscheins Beamte werden wollen, 
erhalten auf Antrag einen Zulassungsschein für 
den öffentlichen Dienst, wenn ihr Dienstver- 
hältnis aus den in Satz 1 Nr. 1 oder 2 genann- 
ten Gründen endet. 

(2) Der Eingliederungsschein oder der Zu- 
lassungsschein ist bei Ablauf der festgesetzten 
Dienstzeit oder bei Zustellung der Entlassungs- 
verfügung zu erteilen. Der Zulassungsschein ist 
auch nach Rückgabe des Eingliederungsscheins 
auf Antrag, der innerhalb eines Monats nach 
Unanfechtbarkeit der Feststellung nach Ab- 
satz 3 Satz 2 Nr. 2 und 3 zu stellen ist, zu ertei- 
len; die Erteilung eines Zulassungsscheins ist 
nicht mehr zulässig, wenn nach § 12 Abs. 4 
Satz 1 ein Antrag auf Zahlung der Übergangs- 
beihilfe gestellt ist. Die Erteilung eines Einglie- 
derungsscheins oder Zulassungsscheins ist aus- 
geschlossen, wenn der Soldat rechtskräftig zur 
Dienstgradherabsetzung verurteilt worden ist. 

(3) Die Inhaber eines Eingliederungsscheins, 
eines Zulassungsscheins oder einer Bestätigung 
nach § 10 Abs. 4 Satz 4 sind auf die nach § 10 
Abs. 1 und 2 vorbehaltenen Stellen einzustel- 
len, im unmittelbaren Anschluß an den Vorbe- 
reitungsdienst nach bestandener beamtenrecht- 
licher Laufbahnprüfung zu Beamten auf Probe 
zu ernennen und als Beamte oder dienstord- 
nungsmäßig Angestellte anzustellen oder als 
Angestellte in das Arbeitsverhältnis auf unbe- 
stimmte Zeit zu übernehmen, wenn sie die be- 
amtenrechtlichen, dienstordnungsmäßigen oder 
tarifvertraglichen Voraussetzungen erfüllen. 

Das Recht aus dem Eingliederungsschein er- 
lischt für seinen Inhaber mit der Feststellung, 
daß 

1. er schuldhaft einer Aufforderung zur Mit- 
wirkung im Eingliederungsverfahren nicht 
Folge geleistet hat, 

2. er eine Einstellung als Beamter nicht mehr 
oder nicht mehr mit Hilfe des Eingliede- 
rungsscheins anstrebt, 

3. seine Einstellung aus beamtenrechtlichen 
Gründen abgelehnt worden ist oder 

4. das mit Hilfe des Eingliederungsscheins be- 
gründete Beamtenverhältnis aus einem von 
ihm zu vertretenden Grunde vor der Anstel- 
lung geendet hat." 
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Entwurf 

7. § 10 wird wie folgt geändert: 7. 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Soweit eine Einstellung nicht unmittelbar 
in ein Beamtenverhältnis oder ein Ange- 
stelltenverhältnis im Sinne des Satzes 1 vor- 
gesehen, sondern zunächst ein vorgeschal- 
tetes Ausbildungsverhältnis zu durchlaufen 
ist, sind an Stelle der nach Satz 1 vorzube- 
haltenden Stellen in entsprechender Anzahl 
Stellen bei Einstellungen in die vorgeschal- 
teten Ausbildungsverhältnisse vorzubehal- 
ten. Wird die Ausbildung für eine Beamten- 
laufbahn ausschließlich in einem anderen 
Ausbildungsverhältnis als dem eines Beam- 
ten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
durchgeführt, gilt bei Einstellungen in die- 
ses Ausbildungsverhältnis Satz 1 Nr. 1 ent- 
sprechend." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „Absatz 1 
Nr. 1" durch die Worte „Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 und Satz 2" ersetzt. 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Stellenvorbehalt des Absatzes 1 
gilt nicht 

1. bei Einstellungen in den Polizeidienst , 

2. bei Einstellungen in den Schuldienst für 
eine Verwendung als Lehrer, 

3. für Stellen des Deutschen Roten Kreuzes 
in Bayern und 

4. für Stellen, die herkömmlich mit weibli- 
chen Angestellten besetzt werden." 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 4 Halbsatz 2 wird das Wort 
„Verpflichtungszeit" durch die Worte 
„festgesetzten Dienstzeit" ersetzt. 

bb) In Satz 7 werden die Worte „oder Zu- 
lassungsscheins " durch die Worte 
„ , Zulassungsscheins oder einer Bestä- 
tigung nach Satz 4" ersetzt. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§ 10 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) Der Stellenvorbehalt des Absatzes 1 
gilt nicht 

1. bei Einstellungen in den Polizeivollzugs- 
dienst, 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

d) unverändert 


8. § 1 1 wird wie folgt geändert: 8. unverändert 

a) Absatz 2 Satz 6 wird gestrichen. 

b) In Absatz 3 wird das Wort „weiter gewährt" 
durch das Wort „gewährt" ersetzt. 

c) Absatz 5 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Als Ausnahme kann der Bundesminister 
der Verteidigung oder die von ihm bestimm- 
te Behörde der Bundeswehrverwaltung die 
Zahlung für den gesamten Anspruchszeit- 
raum oder für einen Teil desselben auch in 
einer Summe zulassen; für diesen Zeitraum 
gilt der Anspruch auf Übergangsgebühr- 
nisse als abgegolten." 
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Entwurf 

9. § 11 a wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Vorschrift wird Absatz 1 und 
wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. von Anwärterbezügen als Beamter 
auf Widerruf im Vorbereitungs- 
dienst oder von Bezügen in einem 
sonstigen Ausbildungsverhältnis 
als Beamter auf Widerruf in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen 
diesen Bezügen und dem Grundge- 
halt und Ortszuschlag der Dienstbe- 
züge des letzten Monats als Soldat 
auf Zeit,". 

bb) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„Der Anspruch auf Ausgleichsbezüge 
erlischt, wenn das mit Hilfe des Ein- 
gliederungsscheins begründete Beam- 
tenverhältnis nach der Anstellung 
endet. " 

b) Folgender Absatz 2 wird an gefügt: 

„ (2) Stirbt ein ehemaliger Soldat auf Zeit, 
der einen Anspruch auf Ausgleichsbezüge 
hat, ist § 11 Abs. 5 Satz 2 und 3 mit der 
Maßgabe entsprechend anzuwenden, daß 
den anspruchsberechtigten Hinterbliebenen 
vom Ersten des auf den Sterbemonat fol- 
genden Monats an Übergangsgebührnisse 
für einen Zeitraum zu zahlen sind, für den 
sie dem Verstorbenen ohne Inanspruchnah- 
me eines Eingliederungsscheins künftig 
noch zugestanden hätten." 

10. § 12 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der ehemalige Soldat auf Zeit erhält 
in den Fällen des § 9 Abs. 3 Satz 2 sowie in 
den Fällen der Beendigung des Dienstver- 
hältnisses wegen Zeitablaufs nach § 40 
Abs. 3 des Soldatengesetzes oder wegen 
Dienstunfähigkeit nach § 55 Abs. 2 in Ver- 
bindung mit Absatz 6 Satz 3 des Soldatenge- 
setzes nach Rückgabe des Eingliederungs- 
scheins Versorgung nach den §§ 5, 5 a, 
11 und, wenn er nicht nach § 9 Abs. 2 
Satz 2 die Erteilung eines Zulassungsscheins 
beantragt hat, Ubergangsbeihilfe nach Ab- 
satz 2; in den Fällen des § 9 Abs. 3 Satz 2 
Nr. 2 und 3 ist die Übergangsbeihilfe nach 
Absatz 2 jedoch nur auf Antrag zu gewäh- 
ren." 

b) Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) § 49 Abs. 2 gilt entsprechend." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

9. § 11 a wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Vorschrift wird Absatz 1 und 
wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. von Anwärterbezügen als Beamter 
auf Widerruf im Vorbereitungs- 
dienst oder von Bezügen in einem 
sonstigen Ausbildungsverhältnis als 
Beamter auf Widerruf in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen die- 
sen Bezügen zuzüglich des Urlaubs- 
geldes und dem Grundgehalt und 
Ortszuschlag der Dienstbezüge des 
letzten Monats zuzüglich des Ur- 
laubsgeldes als Soldat auf Zeit,". 

bb) unverändert 


b) unverändert 


10. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „ , de- 
ren Dienstverhältnis sich nach § 40 Abs. 3 
des Soldatengesetzes verlängert," gestrichen. 

b) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der ehemalige Soldat auf Zeit erhält 
in den Fällen des § 9 Abs. 3 Satz 2 sowie in 
den Fällen der Beendigung des Dienstver- 
hältnisses wegen Zeitablaufs nach § 40 
Abs. 3 des Soldatengesetzes oder wegen 
Dienstunfähigkeit nach § 55 Abs. 2 in Ver- 
bindung mit Absatz 6 Satz 3 des Soldatenge- 
setzes nach Rückgabe des Eingliederungs- 
scheins Versorgung nach den §§ 5, 5 a, 
11 und, wenn er nicht nach § 9 Abs, 2 
Satz 2 die Erteilung eines Zulassungsscheins 
beantragt hat, Ubergangsbeihilfe nach Ab- 
satz 2; in den Fällen des § 9 Abs. 3 Satz 2 
Nr. 2 und 3 ist die Ubergangsbeihilfe nach 
Absatz 2 jedoch nur auf Antrag zu gewäh- 
ren." 

c) Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) § 49 Abs. 2 gilt entsprechend." 
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11. § 13 a Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Ein Anspruch auf Erteilung eines Eingliede- 
rungsscheins besteht nicht, es sei denn, das 
letzte Dienstverhältnis hat nach einer ununter- 
brochenen Dienstzeit von zwölf oder mehr Jah- 
ren geendet." 

12. In § 17 Abs. 2 Satz 1 werden hinter den Worten 
„Absatz 1 Nr. 1" die Worte „oder § 18 Abs. 1" 
eingefügt. 

13. In § 20 Abs. 4 werden die Worte „eines ent- 
sandten Soldaten“ gestrichen. 

14. § 27 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden hinter dem Wort „anzu- 
wenden" das Komma durch einen Punkt er- 
setzt und der folgende Halbsatz gestrichen. 

b) In Satz 2 werden die Worte „Abs. 1 oder 2" 
gestrichen. 

15. In § 30 Abs. 1 wird das Wort „zweitausendvier- 
hundert" durch das Wort „viertausendachthun- 
,dert" ersetzt. 

16. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Beruht die Dienstunfähigkeit nicht auf 
einer Wehrdienstbeschädigung, können die 
Leistungen nach Satz 1 gewährt werden." 

b) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(2) Einem Berufssoldaten, dessen Dienst- 
verhältnis nach dem vollendeten vierzig- 
sten, aber vor dem vollendeten fünfundvier- 
zigsten Lebensjahr wegen Dienstunfähigkeit 
infolge einer Wehrdienstbeschädigung en- 
det, wird auf Antrag Fachausbildung oder 
an deren Stelle die Teilnahme am allgemein- 
beruflichen Unterricht in dem Umfang ge- 
währt, wie sie einem Soldaten auf Zeit mit 
einer Wehrdienstzeit von zwölf Jahren zu- 
steht. Beruht die Dienstunfähigkeit nicht 
auf einer Wehrdienstbeschädigung, können 
die Leistungen nach Satz 1 gewährt werden. 

(3) Die §§ 5 und 5 a gelten entsprechend, 
bei der Anwendung des Absatzes 1 auch die 
§§7,9 und 10." 

17. In § 42 Abs. 2 werden die Worte „§ 48 Abs. 1," 
gestrichen. 

18. § 43 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Witwe, dem geschiedenen Ehegat- 
ten und den Kindern eines verstorbenen Be- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses- 
11. unverändert 


12. unverändert 


13. unverändert 


14. unverändert 


15. unverändert 


16. unverändert 


17. unverändert 


18. unverändert 
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rufssoldaten, dem nach § 36 ein Unterhaltsbei- 
trag bewilligt worden ist oder hätte bewilligt 
werden können, kann die in den §§ 19, 20, 22 
bis 25 des Beamtenversorgungsgesetzes vorge- 
sehene Versorgung bis zu der dort bezeichne- 
ten Höhe als Unterhaltsbeitrag bewilligt wer- 
den. Dies gilt auch für den früheren Ehegatten 
eines verstorbenen Berufssoldaten oder Solda- 
ten im Ruhestand, dessen Ehe mit diesem auf- 
gehoben oder für nichtig erklärt war. Die §§21 
und 27 des Beamtenversorgungsgesetzes gelten 
entsprechend.' 1 • 

19. In § 44 Abs. 2 Satz 1 werden hinter den Wor- 19. unverändert 
ten „§ 11 Abs. 5 Satz 2 oder 3" die Worte „oder 

nach § 11 a Abs. 2" eingefügt. 

20. In § 44 a werden die Worte „, die als Soldat 20. unverändert 
oder Soldat im Ruhestand verstorben sind," ge- 
strichen. 


21. In § 45 Abs. 1 Nr. 3 wird das Klammerzitat wie 21. unverändert 
folgt gefaßt: 

„(§ 11 Abs. 5 Satz 2 und 3, § 11 a Abs. 2)". 

22. § 46 wird wie folgt geändert: 22. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „und 
§ 34 Abs. 2 Satz 2" durch die Worte „, § 34 
Abs. 2 Satz 2 und § 49 Abs. 2 Satz 3" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird Satz 2 gestrichen. 

23. In § 47 Abs. 1 Satz 1 wird das Klammerzitat 23. unverändert 
wie folgt gefaßt: 

„(§ 11 Abs. 2 Satz 4, § 17 Abs. 1 Nr. 2)". 

24. In § 48 Abs. 2 Satz 1 werden hinter den Worten 24. unverändert 
„Ansprüche auf 14 das Wort „übergangsbeihil- 

fe, 11 und nach Satz 1 folgender Satz 2 einge- 
fügt: 

„Ansprüche auf einen Ausbildungszuschuß, auf 
Ubergangsgebührnisse und auf Grund einer 
Bewilligung einer Unterstützung nach § 42 
können weder abgetreten noch verpfändet wer- 
den." 


25. § 55 b Abs. 5 wird wie folgt geändert: 25. unverändert 

a) In Satz 1 werden die Worte „Satz 1" ge- 
strichen. 

b) In Satz 2 werden die Worte „Absatz 1 
Satz 2" durch die Worte „Absatz 1 Satz 1 
zweiter Halbsatz 11 ersetzt. 

26. § 59 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 26. unverändert 

„(4) Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 und die 
Absätze 2 und 3 gelten nicht in den Fällen des 
§ 11 Abs. 5 Satz 2 und des § 11 a Abs. 2. 11 


Ausschusses 
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27. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „und 
die Hinterbliebenen eines Soldaten auf Zeit, 
der während des Dienstverhältnisses ver- 
storben ist," gestrichen. 


b) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Bewilligung ist nur zulässig, wenn der 

Umzug 

1. vor Beendigung des Dienstverhältnisses 
während der Durchführung einer Berufs- 
förderung nach den §§ 4, 5 und 5 a oder 
während einer beruflichen Fortbildung, 
Umschulung oder Ausbildung auf Grund 
des Dritten Teils dieses Gesetzes nach 
§ 26 des Bundesversorgungsgesetzes an 
den Ort der Durchführung dieser Maß- 
nahmen oder in dessen Nähe, 

2. aus besonderen Gründen innerhalb eines 
Jahres vor Beendigung des Dienstver- 
hältnisses, 

3. nach Beendigung des Dienstverhältnisses 
bei Gewährung von Maßnahmen nach 
Nummer 1 bis zu zwei Jahren nach Be- 
endigung dieser Maßnahmen oder 

4. in den sonstigen Fällen innerhalb von 
zwei Jahren nach Beendigung des Dienst- 
verhältnisses 

durchgeführt worden ist. 11 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Worten „be- 
willigt werden 11 das Komma durch einen 
Punkt ersetzt und die Worte „wenn zur 
Begründung eines neuen Berufes ein 
Umzug an einen anderen Ort als den 
bisherigen Wohnort erforderlich ist." 
gestrichen. 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Bewilligung ist nur zulässig, wenn 
der Umzug an einen anderen Ort als 
den bisherigen Wohnort zur Begrün- 
dung eines neuen Berufes erforderlich 
gewesen und 

1 . aus besonderen Gründen innerhalb 
eines Jahres vor Beendigung des 
Dienstverhältnisses oder 

2. innerhalb von zwei Jahren nach 
Eintritt in den Ruhestand oder nach 
der Entlassung 

durchgeführt und Umzugskostenvergü- 
tung nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Abs. 3 
Satz 1 Nr. 3 und 4 des Bundesumzugs- 
kostengesetzes noch nicht gewährt 
worden ist. 11 


27. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „in Verbin- 
dung mit § 40 Abs. 3 des Soldatengeset- 
zes" gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „und die 
Hinterbliebenen eines Soldaten auf Zeit, 
der während des Dienstverhältnisses 
verstorben ist, 11 gestrichen. 

b) unverändert 


c) unverändert 
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d) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„ (6) Die Leistungen nach den Absätzen 2 
und 3 sind innerhalb einer Ausschlußfrist 
von einem Jahr bei der zuständigen Stelle 
zu beantragen die Frist beginnt mit dem 
Tage nach Beendigung des Umzuges, sie 
endet frühestens ein Jahr nach Beendigung 
des Dienstverhältnisses." 

28. § 63 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in der Nummer 10 das 
Wort „oder" durch ein Komma ersetzt, in 
der Nummer 11 hinter dem Wort „Tauch- 
dienstes" das Wort „oder" und folgende 
Nummer 12 angefügt: 

„12. im Einsatz beim Ein- oder Aushängen 
von Außenlasten bei einem Drehflü- 
gelflugzeug" 

sowie die Worte „Nummern 1 bis 11" durch 
die Worte „Nummern 1 bis 12" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird in den Nummern 2, 4, 6 
und 8 jeweils die Zahl „11" durch die Zahl 
„12" ersetzt. 

29. Die Überschrift vor § 82 und § 82 erhalten fol- 
gende Fassung: 

„3. Heilbehandlung in besonderen Fällen 
§ 82 

(1) Ein ehemaliger Soldat, der Grundwehr- 
dienst geleistet hat (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des Wehr- 
pflichtgesetzes), und ein ehemaliger Soldat auf 
Zeit erhalten wegen einer Gesundheitsstörung, 
deren Heilbehandlungsbedürftigkeit während 
des Wehrdienstverhältnisses festgestellt wor- 
den und die bei dessen Beendigung heilbehand- 
lungsbedürftig ist, Leistungen in entsprechen- 
der Anwendung des § 10 Abs. 1 und 3, der 
§§ 11,11 a und der §§ 13 bis 24 a des Bundes- 
versorgungsgesetzes. Dies gilt auch für einen 
ehemaligen Soldaten, der im Anschluß an den 
Grundwehrdienst Wehrdienst in der Verfü- 
gungsbereitschaft oder eine Wehrübung ab- 
geleistet hat (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Wehr- 
pflichtgesetzes), nicht jedoch für die in § 73 
genannten Soldaten. Bei Anwendung der in 
Satz 1 genannten Vorschriften ist die festge- 
stellte Gesundheitsstörung wie eine anerkannte 
Schädigungsfolge zu behandeln. 

(2) Die Leistungen nach Absatz 1 werden 
bis zur Dauer von drei Jahren nach Beendi- 
gung des Wehrdienstverhältnisses gewährt. 
Wird vor Ablauf dieses Zeitraumes ein An- 
spruch nach § 80 anerkannt, so werden sie nur 
bis zum Zeitpunkt dieser Anerkennung ge- 
währt. Sie können in besonderen Fällen mit Zu- 
stimmung des Bundesministers für Arbeit und 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
d) unverändert 


28. unverändert 


29. Die Überschrift vor § 82 und § 82 erhalten fol- 
gende Fassung: 

„3. Heilbehandlung in besonderen Fällen 
§82 

(i) unverändert 


(2) Die Leistungen nach Absatz 1 werden bis 
zur Dauer von drei Jahren nach Beendigung 
des Wehrdienstverhältnisses gewährt. Wird vor 
Ablauf dieses Zeitraumes ein Anspruch nach 
§ 80 anerkannt, so werden sie nur bis zum 
Zeitpunkt dieser Anerkennung gewährt. Sie 
können in besonderen Fällen im Benehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
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Sozialordnung über den Zeitraum von drei 
Jahren hinaus gewährt werden; die Zustim- 
mung kann allgemein erteilt werden. Sie wer- 
den auf Ansprüche nach § 80 angerechnet. 

(3) Ein Anspruch auf die in Absatz 1 ge- 
nannten Leistungen besteht nicht, 

a) wenn und soweit ein Versicherungsträger 
(§ 29 Abs. 1 des Vierten Buches des So- 
zialgesetzbuches) zu entsprechenden Lei- 
stungen verpflichtet ist oder Leistungen aus 
einem anderen Gesetz — mit Ausnahme ent- 
sprechender Leistungen nach dem Bundes- 
sozialhilfegesetz — zu gewähren sind, 

b) wenn und soweit ein entsprechender An- 
spruch aus einem Vertrag, ausgenommen 
Ansprüche aus einer privaten Krankenver- 
sicherung oder Unfallversicherung, besteht, 

c) wenn der Berechtigte ein Einkommen hat, 
das die Jahresarbeitsverdienstgrenze der 
gesetzlichen Krankenversicherung über- 
steigt, oder 

d) wenn die Gesundheitsstörung auf eigenen 
Vorsatz zurückzuführen ist." 

30. In der Überschrift vor § 83 wird das Wort 
„Einkommensausgleich" durch das Wort 
„übergangsgeld" ersetzt. 

31. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a werden nach 
dem Wort „Soldat" ein Komma und die 
Worte „für einen Soldaten, der Wehrsold 
bezogen hat, zehn Achtel dieser Bezüge" 
eingefügt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„§ 60 des Bundesversorgungsgesetzes gilt 
mit der Maßgabe, daß die Versorgung nicht 
vor dem Tage beginnt, der auf den Tag der 
Beendigung des Dienstverhältnisses folgt. 
§ 60 Abs. 1 des Bundesversorgungsgesetzes 
gilt auch mit der Maßgabe, daß die Versor- 
gung mit dem auf den Tag der Beendigung 
des Dienstverhältnisses folgenden Tage be- 
ginnt, wenn der Erstantrag eines ehemaligen 
Soldaten oder einer Zivilperson im Sinne 
des § 80 Satz 2, für die im Anschluß an die 
Wehrdienstbeschädigung ein Wehrdienst- 
verhältnis bestanden hat, innerhalb eines 
Jahres nach Beendigung des Dienstverhält- 
nisses gestellt wird." 

32. § 87 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 


„Die Durchführung des § 11 a Abs. 1 obliegt ab- 
weichend von Absatz 1 den für die Zahlung der 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

nung über den Zeitraum von drei Jahren hin- 
aus gewährt werden. Sie werden auf Ansprüche 
nach § 80 angerechnet. 

(3) unverändert 


30. unverändert 


31. unverändert 


32. § 87 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Durchführung des § 11 a Abs. 1 obliegt 
abweichend von Absatz 1 den für die Zah- 
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Anwärterbezüge, der Dienstbezüge oder der 
sonstigen Bezüge an die Inhaber eines Einglie- 
derungsscheins zuständigen Behörden.“ 


33. § 88 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„In Angelegenheiten des Satzes 2 ist zu- 
ständige oberste Bundesbehörde der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung.“ 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Weisungen des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung in Angelegenhei- 
ten des Absatzes 1 Satz 2, die eine grund- 
sätzliche, über den Einzelfall hinausgehende 
Bedeutung haben, eine Versorgung nach 
§ 81 Abs . 5 Satz 2, nach den §§ 81 a, 82 
Abs. 2 Satz 3 oder einen Härteausgleich be- 
treffen, ergehen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Verteidigung." 


lung der Anwärterbezüge, der Dienstbezüge 
oder der sonstigen Bezüge an die Inhaber 
eines Eingliederungsscheins zuständigen Be- 
hörden." 

b) In Satz 6 wird die Zahl „7" durch die 
Zahl „9" ersetzt. 

33. § 88 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Anstelle des Absatzes 2 werden folgende 
Absätze 2 bis 4 eingefügt: 

„(2) Die nach Absatz 1 Satz 1 zuständigen 
Behörden entscheiden auch nach Beendi- 
gung des Wehrdienstverhältnisses nach 
§ 41 Abs. 2, §§ 85 und 86, bevor die nach 
Absatz 1 Satz 2 zuständigen Behörden über 
die Beschädigtenversorgung für die Zeit 
nach Beendigung des Wehrdienstverhält- 
nisses entscheiden, 

a) bei ehemaligen Berufssoldaten und Sol- 
daten auf Zeit, 

b) bei ehemaligen Soldaten, die auf Grund 
der Wehrpflicht Wehrdienst geleistet 
haben, wenn das Verfahren bei Beendi- 
gung des Wehrdienstverhältnisses einge- 
leitet, aber noch nicht abgeschlossen 
worden ist oder das Verfahren auf Grund 
des Todes einzuleiten ist und wenn ein 
Antrag auf Versorgung nach den §§80 
oder 82 noch nicht vorliegt. 

In allen anderen Fällen entscheiden nach 
Beendigung des Wehrdienstverhältnisses die 
nach Absatz 1 Satz 2 vor den nach Absatz 1 
Satz 1 zuständigen Behörden. 

(3) Die bekanntgegebene Entscheidung 
einer Behörde der Verwaltung im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1 oder im Sinne des Absat- 
zes 1 Satz 2 sowie die rechtskräftige Ent- 
scheidung eines Gerichts der Sozialgerichts- 
barkeit in Angelegenheiten des Absatzes 1 
über eine Wehrdienstbeschädigung oder 
über eine gesundheitliche Schädigung im 
Sinne des § 81 a und den ursächlichen Zu- 
sammenhang einer Gesundheitsstörung mit 
einem Tatbestand des § 81 oder des § 81 a 
sowie über das Vorliegen einer Gesundheits- 
störung im Sinne des § 81 Abs. 5 Satz 2 ist 
für die Behörde der jeweils anderen Verwal- 
tung verbindlich. Eine Behörde einer Ver- 
waltung kann jedoch von der Entscheidung 
einer Behörde der jeweils anderen Verwal- 
tung im Sinne des Absatzes 1 in deren Be- 
nehmen unter den Voraussetzungen der 
§§42 und 43 des Zehnten Buches des So- 
zialgesetzbuches, von der rechtskräftigen 
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c) Absatz 5 Satz 2 Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„3. Hat ein Gericht der Sozialgerichtsbar- 
keit in Angelegenheiten des Absatzes 1 
Satz 1 über die Frage einer Wehrdienst- 
beschädigung oder einer gesundheit- 
lichen Schädigung im Sinne des § 81 a 
und den ursächlichen Zusammenhang 
einer Gesundheitsstörung mit einem 
Tatbestand des § 81 oder des § 81 a 
oder über das Vorliegen einer Gesund- 
heitsstörung im Sinne des § 81 Abs. 5 
Satz 2 rechtskräftig entschieden, so ist 
diese Entscheidung insoweit auch für 
eine auf derselben Ursache beruhende 
Rechtsstreitigkeit über einen Anspruch 
nach § 80 verbindlich; in Angelegen- 
heiten des Absatzes 1 Satz 2 ist Halb- 
satz 1 entsprechend anzuwenden. " 

34. In § 91 a Abs. 2 sind hinter der Klammer die 
Worte einzufügen: 

geändert durch Gesetz vom 30. April 1963 
(BGBl. I S. 241) r ". 

Artikel 2 

Ubergangsvorschrift 
zum Soldatenversorgungsgesetz 

Für die am Tage vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes vorhandenen Empfänger von Übergangsge- 
bührnissen gilt § 11 Abs. 2 des Soldatenversor- 
gungsgesetzes mit der Maßgabe, daß mindestens 
die Bezüge zu gewähren sind, die bei Fortgeltung 
des § 11 Abs. 2 des Soldatenversorgungsgesetzes in 
der vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden 
Fassung zustehen würden; dies gilt entsprechend 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Entscheidung eines Gerichts der Sozialge- 
richtsbarkeit unter den Voraussetzungen 
des § 42 des Zehnten Buches des Sozial- 
gesetzbuches abweichen. Eine nach Absatz 1 
Satz 2 zuständige Behörde kann darüber 
hinaus von der Entscheidung einer nach Ab- 
satz 1 Satz 1 zuständigen Behörde oder 
von einer rechtskräftigen Entscheidung eines 
Gerichts der Sozialgerichtsbarkeit unter den 
Voraussetzungen des § 46 des Zehnten Bu- 
ches des Sozialgesetzesbuches abweichen. 

(4) Weisungen des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung in Angelegenhei- 
ten des Absatzes 1 Satz 2 r die eine grund- 
sätzliche, über den Einzelfall hinausgehende 
Bedeutung haben, eine Versorgung nach § 81 
Abs. 5 Satz 2, nach den §§ 81 a, 82 Abs. 2 
Satz 3 oder einen Härteausgleich betreffen, 
ergehen im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Verteidigung." 

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 7 werden Ab- 
sätze 5 bis 9; dabei erhält Satz 2 Nr. 3 des 
neuen Absatzes 7 folgende Fassung: 

„3. Hat ein Gericht der Sozialgerichtsbar- 
keit in Angelegenheiten des Absatzes 1 
Satz 1 über die Frage einer Wehrdienst- 
beschädigung oder einer gesundheitli- 
chen Schädigung im Sinne des § 81 a 
und den ursächlichen Zusammenhang 
einer Gesundheitsstörung mit einem 
Tatbestand des § 81 oder des § 81 a oder 
über das Vorliegen einer Gesundheits- 
störung im Sinne des § 81 Abs, 5 Satz 2 
rechtskräftig entschieden, so ist diese 
Entscheidung insoweit auch für eine auf 
derselben Ursache beruhende Rechts- 
streitigkeit über einen Anspruch nach 
§ 80 verbindlich; in Angelegenheiten 
des Absatzes 1 Satz 2 ist Halbsatz 1 ent- 
sprechend anzuwenden." 

34. unverändert 


Artikel 2 
unverändert 
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für die Empfänger eines Ausbildungszuschusses 
nach § 5 Abs. 4 des Soldatenversorgungsgesetzes. 


Artikel 3 

Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes 

(1) Das Beamtenversorgungsgesetz vom 24. Au- 
gust 1976 (BGBL I S. 2485), zuletzt geändert durch 
. . . vom . . . (BGBl. IS....), wird wie folgt geändert: 

1 . §43 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird am Ende der Nummer 5 das 
Wort „oder“ und folgende Nummer 6 ange- 
fügt: 

„6. Im Einsatz beim Ein- oder Aushängen 
vom Außenlasten bei einem Drehflügel- 
flugzeug“ . 

b) In den Sätzen 1 und 3 werden jeweils die 
Worte „1 bis 5 " durch die Worte „1 bis 6“ 
ersetzt. 


2. § 99 Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die §§ 1 a, 11, 17 Abs. 2, § 26 Abs. 1 und 2, 
§§ 30, 45 bis 49, 53, 55 bis 55 b, 56, 59, 60, 
67 a Abs. 2 und § 89 b des Soldatenversor- 
gungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung 
finden Anwendung." 

(2) Absatz 1 Nr. 1 gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes auch im 
Land Berlin. 

Artikel 4 

Änderung des Soldatengesetzes 

Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 19. August 1975 (BGBl. I S. 2273), zu- 
letzt geändert durch . . . vom . . . (BGBl. I S. . . .), 
wird wie folgt geändert: 

§ 54 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Das Dienstverhältnis endet auch mit Ablauf des 
Monats, in dem das Erlöschen des Rechts aus dem 
Eingliederungsschein (§ 9 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 bis 3 
des Soldatenversorgungsgesetzes) unanfechtbar 
festgestellt worden ist." 

Artikel 5 

Änderung des Zivildienstgesetzes 

Das Gesetz über den Zivildienst der Kriegsdienst- 
verweigerer in der Fassung der Bekanntmachung 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Artikel 3 

Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes 

Das Beamtenversorgungsgesetz vom 24. August 
1976 (BGBl. I S. 2485), zuletzt geändert durch . . . 
vom . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

§ 99 Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die §§ 1 a, 11, 17 Abs. 2, § 26 Abs. 1 und 2, 
§§ 30, 45 bis 49, 53, 55 bis 55 b, 56, 59, 60, 67 a 
Abs. 2 und § 89 b des Soldatenversorgungs- 
gesetzes in seiner jeweiligen Fassung finden 
Anwendung." 


Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 

Änderung des Zivildienstgesetzes 

Das Gesetz über den Zivildienst der Kriegsdienst- 
verweigerer in der Fassung der Bekanntmachung 
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Entwurf 

vom 9. August 1973 (BGBl. I S. 1015), zuletzt ge- 
ändert durch . . . vom . . . (BGBl. I S. . . .), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 47 Abs. 7 Satz 1 werden die Worte „be- 
zeichneten Tage“ durch die Worte „auf den Tag 
der Beendigung des Dienstverhältnisses folgen- 
den Tage" ersetzt. 

2. § 47 a erhält folgende Überschrift: „Versorgung 
in besonderen Fällen". 

3. Die Überschrift zu § 48 und § 48 erhalten folgen- 
de Fassung: 

„§ 48 

Heilbehandlung in besonderen Fällen 

(1) Wer Zivildienst geleistet hat, erhält we- 
gen einer Gesundheitsstörung, deren Heilbe- 
handlungsbedürftigkeit während des Zivildienst- 
verhältnisses festgestellt worden und die bei 
dessen Beendigung heilbehandlungsbedürftig ist, 
Leistungen in entsprechender Anwendung des 
§ 10 Abs. 1 und 3, der §§ 11, 11a und der §§ 13 
bis 24 a des Bundesversorgungsgesetzes. Bei An- 
wendung der in Satz 1 genannten Vorschriften 
ist die festgestellte Gesundheitsstörung wie eine 
anerkannte Schädigungsfolge zu behandeln. 

(2) Die Leistungen nach Absatz 1 werden bis 
zur Dauer von drei Jahren nach Beendigung des 
Zivildienstverhältnisses gewährt. Wird vor Ab- 
lauf dieses Zeitraumes ein Anspruch nach § 47 
anerkannt, so werden sie nur bis zum Zeitpunkt 
dieser Anerkennung gewährt. Sie können in be- 
sonderen Fällen mit Zustimmung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung über den 
Zeitraum von drei Jahren hinaus gewährt wer- 
den; die Zustimmung kann allgemein erteilt wer- 
den. Sie werden auf Ansprüche nach § 47 an- 
gerechnet. 

(3) Ein Anspruch auf die in Absatz 1 ge- 
nannten Leistungen besteht nicht, 

a) wenn und soweit ein Versicherungsträger 
(§ 29 Abs. 1 des Vierten Buches des Sozial- 
gesetzbuches) zu entsprechenden Leistungen 
verpflichtet ist oder Leistungen aus einem 
anderen Gesetz — mit Ausnahme entspre- 
chender Leistungen nach dem Bundessozial- 
hilfegesetz — zu gewähren sind, 

b) wenn und soweit ein entsprechender An- 
spruch aus einem Vertrag, ausgenommen 
Ansprüche aus einer privaten Krankenver- 
sicherung oder Unfallversicherung, besteht, 

c) wenn der Berechtigte ein Einkommen hat, 
das die Jahresarbeitsverdienstgrenze der ge- 
setzlichen Krankenversicherung übersteigt, 
oder 

d) . wenn die Gesundheitsstörung auf eigenen 

Vorsatz zurückzuführen ist." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

vom 9. August 1973 (BGBl. I S. 1015), zuletzt ge- 
ändert durch . . . vom . . . (BGBl. I S. . . .), wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. Die Überschrift zu § 48 und § 48 erhalten folgen- 
de Fassung: 

*5 48 

Heilbehandlung in besonderen Fällen 

(1) unverändert 


(2) Die Leistungen nach Absatz 1 werden bis 
zur Dauer von drei Jahren nach Beendigung des 
Zivildienstverhältnisses gewährt. Wird vor Ab- 
lauf dieses Zeitraumes ein Anspruch nach § 47 
anerkannt, so werden sie nur bis zum Zeitpunkt 
dieser Anerkennung gewährt. Sie können in be- 
sonderen Fällen im Benehmen mit dem Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung über den 
Zeitraum von drei Jahren hinaus gewährt wer- 
den. Sie werden auf Ansprüche nach § 47 ange- 
rechnet. 

(3) unverändert 
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4. In der Überschrift zu § 49 wird das Wort „Ein- 
kommensausgleich" durch das Wort „ Über- 
gangsgeld " ersetzt. 

5. In § 49 Nr. 3 Satz 1 wird das Wort „die" durch 
die Worte „zehn Achtel der" ersetzt. 

6. In § 51 Abs. 3 Nr. 1 werden nach dem Wort „Zi- 
vildienstbeschädigung" die Worte „oder ge- 
sundheitlichen Schädigung im Sinne des § 47 a" 
eingefügt. 


Artikel 6 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. Oktober 1979 (BGBL I 
S. 1673) r zuletzt geändert durch . . . f wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungs- 
ordnungen A und B werden wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 wird folgender neuer Absatz 3 
eingefügt: 

„(3) Die Stellenzulage wird nicht neben 
einer Stellenzulage nach Nummer 6 a ge- 
währt." 

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

b) Nummer 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

Die Nummern 2 und 3 werden durch folgende 
Fassung ersetzt: 

„2. als Luftfahrzeugführer mit der Erlaubnis 
zum Führen von sonstigen Strahlflug- 
zeugen oder von sonstigen Luftfahrzeugen 
oder als Luftfahrzeugoperationsoffiziere, 
nach Anlage IX Nr. 2. 62", 

die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3, 
in der neuen Nummer 3 wird die Nummer 
„2. 64" ersetzt durch „2. 63". 

c) Hinter Nummer 6 wird folgende Nummer 6 a 
eingefügt: 

„6a. Zulage für Beamte und Soldaten als Nach- 
prüfer von Luftfahrtgerät 

Beamte und Soldaten erhalten eine Stel- 
lenzulage nach Anlage IX Nr. 2. 64, wenn 
sie die Nachprüf erlaubnis besitzen und 
als Nachprüfer von Luftfahrtgerät ver- 
wendet werden. Die Zulage wird nicht 
gewährt, wenn eine andere Prüferlaubnis 
die Nachprüferlaubnis lediglich ein- 
schließt." 

d) Hinter Nummer 8 wird folgende Nummer 8 a 
eingefügt: 

„8a. Zulage für Beamte der Bundeswehr und 
Soldaten in der Nachrichtengewinnung 
durch Fernmelde- und Elektronische Auf- 
klärung 
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•Entwurf Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(1) Beamte der Bundeswehr und Sol- 
daten erhalten, wenn sie in der Nach- 
richtengewinnung durch Fernmelde- und 
Elektronische Aufklärung verwendet 
werden und deshalb den Sicherheitsbe- 
stimmungen der Fernmeldeaufklärung 
unterliegen, eine Stellenzulage. Die Stel- 
lenzulage erhalten unter den gleichen 
Voraussetzungen auch Beamte auf Wider- 
ruf, die Vorbereitungsdienst leisten. 

(2) Die Stellenzulage richtet sich bei 
Beamten der Bundeswehr und Soldaten 
der Besoldungsgruppen 

A 1 bis A 5 

nach Anlage IX Nr. 2. 781, 

A 6 bis A 9 

nach Anlage IX Nr. 2. 782, 

A 10 bis A 13 

nach Anlage IX Nr. 2. 783, 

A 14 und höher 

nach Anlage IX Nr. 2. 784. 

Die Stellenzulage richtet sich für An- 
wärter der Laufbahngruppe 

des mittleren Dienstes 

nach Anlage IX Nr. 2. 785, 

des gehobenen Dienstes 

nach Anlage IX Nr. 2. 786, 

des höheren Dienstes 

nach Anlage IX Nr. 2. 787. 

(3) Durch die Stellenzulage werden 
die mit dem Dienst allgemein verbunde- 
nen Erschwernisse und Aufwendungen 
mit abgegolten. 

(4) Die Stellenzulage wird nicht ne- 
ben der Stellenzulage nach Nummer 8 
der Vorbemerkungen zu den Bundesbe- 
soldungsordnungen A und B gewährt. 
Neben den Stellenzulagen nach Num- 
mer 6 und 7 der Vorbemerkungen zu den 
Bundesbesoldungsordnungen A und B 
wird sie nur insoweit gewährt, wie sie 
diese übersteigt." 

2. Die Besoldungsordnung A wird wie folgt geän- 
dert: 

In Besoldungsgruppe A 9 erhalten die Amts- 
bezeichnungen Hauptfeldwebel und Hauptboots- 
mann folgende Fußnote 5 ) : 

„ 5 ) Erhält als Kompaniefeldwebel eine Stellen- 
zulage nach Anlage IX Nr. 2. 131". 

3. Die Anlage IX wird wie folat geändert: 

a) In lfd. Nr. 2. 62 wird der Betrag „250" ersetzt 
durch „360". 

b) In lfd. Nr. 2. 63 wird der Betrag „200" ersetzt 
durch „288". 

c) Die lfd. Nr. 2. 64 erhält folgende Fassung: 
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Entwurf 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


„2. 64 I Nummer 6 a I 120". 


d) Hinter lfd. Nr. 2. 77 werden folgende Num- 
mern 2. 78 bis 2. 787 eingefügt: 


„2. 78 


Nummer 8 a 
Besoldungsgruppen 


2. 781 
2. 782 
2. 783 
2. 784 


A 1 bis A 5 
A 6 bis A 0 
A 10 bis A 13 
A 14 und höher 


110 

150 

185 

220 


2. 785 
2. 786 
2. 787 


Anwärter der Lauf- 
bahngruppe 

des mittleren Dienstes 
des gehobenen Dienstes 
des höheren Dienstes 


80 

105 

130" 


e) In lfd. Nr. 2. 12 und 2. 13 wird jeweils der 
Betrag „50" ersetzt durch „80". 


f) Hinter lfd. Nr. 2. 13 wird folgende Nummer 
2. 131 eingefügt: 

„2.131 | A 9 5 | 80". 


A r t i k e 1 6 

Neufassung des Gesetzes 

Der Bundesminister der Verteidigung kann den 
Wortlaut des Soldatenversorgungsgesetzes in der 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden. Fas- 
sung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen, 


Artikel 7 

Änderung des Ersten Gesetzes zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund 
und Ländern 

Der Erste Gesetz zur Vereinheitlichung und Neure- 
gelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
vom 18. März 1971 (BGBl. I S. 208), zuletzt geändert 
durch das Zweite Gesetz zur Vereinheitlichung und 
Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und Län- 
dern vom 23. Mai 1975 (BGBl. S. 1173), wird wie folgt 
geändert: 

1. In Artikel II § 2 Abs. 3 Satz 1 wird hinter der 
Anführung „Nr." die Anführung „6 a," eingefügt. 

2. In Artikel II § 3 Abs. 4 wird hinter der Anfüh- 
rung „8," die Anführung „8 a r " eingefügt. 

Artikel 8 

Änderung der Verordnung über die Gewährung 
von Erschwerniszulagen 

Im 3. Abschnitt der Verordnung über die Gewäh- 
rung von Erschwerniszulagen vom 26. April 1976 
(BGBl. I S. 1101), zuletzt geändert durch die Erste 
Verordnung zur Änderung der Verordnung über die 
Gewährung von Erschwerniszulagen vom 25. Mai 
1979 (BGBL I S. 603), wird der 3. Titel gestrichen. 

Artikel 9 
Neufassung des Gesetzes 

unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Artikel 7 Artikel 10 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die (1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. die Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten in Kraft: 

1. Artikel 1 Nr. 32 Buchstabe b und Nr. 33 am 
1. Januar 1981 r 

2. Artikel 6 r 7 und 8 mit Wirkung vom 1. Januar 
1980. 
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Bericht der Abgeordneten Gerstl (Passau) und de Terra 


I. Allgemeines 

Der Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Ände- 
rung des Soldatenversorgungsgesetzes wurde in der 
208. Sitzung des Deutschen Bundestages am 20, März 
1980 in 1. Lesung beraten und an den Verteidigungs- 
ausschuß federführend, an den Innenausschuß und 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung mitbe- 
ratend sowie an den Haushaltsausschuß mitberatend 
und gemäß § 96 GO überwiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat sich 
mit dem Gesetzentwurf am 16. April 1980 befaßt und 
dem Verteidigungsausschuß einstimmig die Annah- 
me des Gesetzentwurfs empfohlen. 

Im Verteidigungsausschuß wurde der Entwurf am 
23. April 1980 beraten. Dabei wurden über den Ent- 
wurf hinausgehende Änderungen und Ergänzungen 
beschlossen. Sie sind aus der beigefügten Zusam- 
menstellung ersichtlich. Mit dieser Maßgabe be- 
schloß der Verteidigungsausschuß — vorbehaltlich 
der ausstehenden Voten des Innen- und Haushalts- 
ausschusses — einstimmig, den Gesetzentwurf an- 
zunehmen. 

Der Innenausschuß behandelte den Gesetzentwurf 
am 14. Mai 1980. Er stimmte dem Entwurf unter Be- 
rücksichtigung der Gegenäußerung der Bundesregie- 
rung zur Stellungnahme des Bundesrates einschließ- 
lich der vom Verteidigungsausschuß gemäß beilie- 
gender Zusammenstellung bereits beschlossenen 
Änderungen und Ergänzungen einstimmig zu. Ledig- 
lich zu Artikel 3 Nr. 1 des Gesetzentwurfs äußerte 
der Innenausschuß seine Absicht, die Ergänzung des 
§ 43 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes durch 
eine Nummer 6 (Beamte, die beim Einsatz von Dreh- 
flügelflugzeugen Lasten einhängen) aus dem Entwurf 
eines Siebenten Gesetzes zur Änderung des Solda- 
tenversorgungsgesetzes — Drucksache 8/3750 — 
herauszunehmen und in den Entwurf eines Geset- 
zes zur Änderung besoldungsrechtlicher und ver- 
sorgungsrechtlicher Vorschriften 1980 — Druck- 
sache 8/3624 — zu übernehmen. 

Der Haushaltsausschuß hat den Gesetzentwurf am 
21. Mai 1980 beraten. Den Bericht nach § 96 GO 
wird er gesondert vorlegen. 


II. Zur Beratung des Gesetzentwurfs 

Der Verteidigungsausschuß hat den Regierungsent- 
wurf eingehend erörtert und sich ihm angeschlos- 
sen. Insoweit wird auf die Begründung in Drucksa- 
che 8/3750 Bezug genommen. Er hat dabei auch die 
Stellungnahmen des Bundesrates berücksichtigt und 
ist den Zustimmungsempfehlungen der Bundesregie- 
rung gefolgt. Darüber hinaus hat er einige mehr 
redaktionelle Änderungen vorgenommen, insbeson- 


dere aber die Anregung des Bundesrates zu Arti- 
kel 1 Nr. 33 (§ 88 SVG, Vereinfachung und Be- 
schleunigung des Verwaltungsverfahrens) aufgegrif- 
fen. Schließlich wurden dem Gesetzentwurf die Ar- 
tikel 6 bis 8 eingefügt, mit denen die besoldungs- 
rechtliche Verwirklichung im Haushaltsgesetz 1980 
bereits beschlossener Maßnahmen erreicht werden 
soll. 

Im einzelnen werden die beschlossenen Änderungen 
nachfolgend begründet und die Begründung im Ge- 
setzentwurf entsprechend ergänzt. 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 9 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 
(§ 11 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1) 

Ferner soll durch die Änderung das Urlaubsgeld 
nach dem Gesetz über die Gewährung eines jähr- 
lichen Urlaubsgeldes (Urlaubsgeldgesetz — UrlGG) 
vom 15. November 1977 (BGBl. I S. 2120) in die Be- 
rechnung der Ausgleichsbezüge einbezogen werden. 

Zu Nummer 10 Buchstabe a (§ 12 Abs. 3 Satz 2) 

Durch die Streichung soll klargestellt werden, daß 
bei einem Soldaten auf Zeit, der Inhaber eines Ein- 
gliederungsscheins ist, eine Beendigung des Dienst- 
verhältnisses auch dann vorliegt, wenn er vor Wirk- 
samwerden der verfügten Entlassung wegen Dienst- 
unfähigkeit (§ 55 Abs. 2 in Verbindung mit Absatz 6 
des Soldatengesetzes) nach Aushändigung einer Er- 
nennungsurkunde zum Beamten als entlassen gilt. 

Zu Nummer 27 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 
(§ 62 Abs. 1 Satz 1) 

Durch die Streichung soll klargestellt werden, daß 
bei einem ehemaligen Soldaten auf Zeit, der Inhaber 
eines Eingliederungsscheins ist, eine Beendigung 
des Dienstverhältnisses auch dann vorliegt, wenn er 
vor Wirksamwerden der verfügten Entlassung we- 
gen Dienstunfähigkeit (§ 55 Abs. 2 in Verbindung 
mit Absatz 6 des Soldatengesetzes) nach Aushändi- 
gung einer Ernennungsurkunde zum Beamten als 
entlassen gilt. 

Zu Nummer 32 Buchstabe b (§ 87 Abs. 2 Satz 6) 

Folgeänderung aus der Änderung unter Nummer 33 
Buchstabe c (§ 88). 

Zu Nummer 33 Buchstabe b (§ 88 Abs. 2 bis 4) 

Die in den eingefügten neuen Absätzen 2 und 3 ent- 
haltene Regelung ist erforderlich, weil es sich trotz 
vielfacher verwaltungsmäßiger Beschleunigungs- 
maßnahmen als notwendig erwiesen hat, das Verfah- 
ren zur Feststellung einer Wehrdienstbeschädigung 
durch zusätzliche gesetzliche Maßnahmen zu be- 
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schleunigen. Als besonders verzögerlich hat sich im 
bisherigen Verwaltungsverfahren äusgewirkt, daß 
die Behörden der Versorgungsverwaltung im Ver- 
fahren nach den §§ 85 und 86 des Soldatenversor- 
gungsgesetzes regelmäßig zu beteiligen waren und 
daß eine gesetzliche Regelung darüber, wann die 
Entscheidung der einen Behörde für die andere Be- 
hörde verbindlich war, nicht vorlag. Beiden Verzö- 
gerungsgründen soll durch die neue Regelung ent- 
gegengetreten werden. 

Für die neue Regelung sprechen auch die positiven 
Erfahrungen, die seit der durch Artikel 1 des Sech- 
sten Gesetzes zur Änderung des Soldatenversor- 
gungsgesetzes vom 10. August 1971 (BGBl. I S. 1273) 
eingeführten Nummer 3 des § 88 Abs. 5 über die 
Verbindlichkeit von Sozialgerichtsentscheidungen 
gemacht worden sind, sowie die unerhebliche Zahl 
von abweichenden Entscheidungen der Behörden 
beider Verwaltungen nach dem bisherigen Verfah- 
ren („Gemeinsamer Erlaß des Bundesministers der 
Verteidigung und des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung" vom 8. März 1976, geändert 
durch Erlaß vom 22. Mai 1978). 

Bei ehemaligen Berufssoldaten und Soldaten auf 
Zeit ist grundsätzlich vorgesehen, daß die Behörden 
der Bundeswehrverwaltung über die Frage der 
Wehrdienstbeschädigung und deren Folgen jeweils 
vor der Entscheidung der Behörden der Versor- 
gungsverwaltung über die Beschädigtenversorgung 
für die Zeit nach Beendigung des Wehrdienstverhält- 
nisses entscheiden. Diese Regelung entspricht der 
in § 31 des Soldatengesetzes normierten besonderen 
Fürsorgepflicht des Dienstherrn. Mit diesem Verfah- 
ren sollen zugleich unterschiedliche Entscheidun- 
gen über die Beschädigtenversorgung und die 
Dienstzeitversorgung, für die die Bundeswehrver- 
waltung nach § 87 des Soldatenversorgungsgesetzes 
allein zuständig ist, vermieden werden. Bei ehema- 
ligen Soldaten, die auf Grund der Wehrpflicht Wehr- 
dienst geleistet haben, ist dagegen dieses Verfahren 
nicht notwendig, weil eine Dienstzeitversorgung für 
diesen Personenkreis nicht in Betracht kommt. 

Im übrigen berücksichtigen diese Änderungen die 
im Urteil des Bundessozialgerichts vom 17. Mai 
1977 — 10 RV 53/76 — für zweckmäßig gehaltenen 
gesetzlichen Maßnahmen zur Bindungswirkung und 
konkretisieren folgende im Urteil enthaltenen dies- 
bezüglichen Grundsätze: „Die gesetzliche Normie- 
rung einer Bindung der Versorgungs Verwaltung an 
die Feststellungen der Bundeswehrverwaltung zur 
Wehrdienstbeschädigung und Zum ursächlichen Zu- 
sammenhang wäre vom Zweck der Versorgung der 
Soldaten der Bundeswehr her angebracht. Denn es 
besteht keine Notwendigkeit, die gemeinsamen 
Grundlagen eines für die Zeit des aktiven Dienstes 
und die Zeit nach dem Ausscheiden aus dem Dienst 
durchaus unterschiedlich regelbaren Entschädi- 
gungsanspruchs einer doppelten Prüfung zu unter- 
ziehen, die zudem die Gefahr voneinander abwei- 
chender Entscheidungen mit sich bringt." 

Der eingefügte Absatz 4 entspricht dem bisherigen 
Absatz 2 Satz 2; eine Ergänzung ist durch die Ände- 
rung des § 82 erforderlich geworden. 


Zu Artikel 3 (Änderung des Beamtenversorgungs- 
gesetzes) 

Die bei Inkrafttreten des Beamtenversorgungsgeset- 
zes vorhandenen Empfänger von Versorgungsbezü- 
gen nach dem Soldatenversorgungsgesetz sollen an 
der Möglichkeit, den neuen Höchstbetrag für eine 
Kapitalabfindung nach § 30 SVG in Anspruch zu 
nehmen, ab Inkrafttreten dieses Gesetzes teilhaben. 


Zu Artikel 6 bis 8 

Der Verteidigungsausschuß hatte am 13. Juni 1979 
auf Empfehlung der von ihm eingesetzten Projekt- 
gruppe Zulagen im Bereich der Bundeswehr Maß- 
nahmen für Verbesserungen in bestimmten Besol- 
dungsbereichen beschlossen: 

1. Erhöhung der Stellenzulage für Kompaniefeld- 
webel von 50 DM auf 80 DM unter Einbeziehung 
der Besoldungsgruppe A 9. 

2. Umwandlung der bisherigen Erschwerniszulage 
von 90 DM für bestimmte Fachverwendungen in 
der elektronischen Kampfführung (EloKa) in eine 
Stellenzulage bei Erweiterung des zulageberech- 
tigten Personenkreises und Erhöhung der Sätze 
(Besoldungsgruppe A 1 bis A 5 110 DM, A 6 bis 
A 9 150 DM, A 10 bis A 13 185 DM, A 14 und 
höher 220 DM). 

3. Einführung einer Stellenzulage von 120 DM für 
Prüfer für Luftfahrtgerät. 

4. Erhöhung der Stellenzulage für sonstige Strahl- 
flugzeug-, Propellerflugzeug-, Hubschrauberfüh- 
rer und Luftfahrzeugoperationsoffiziere von 250 
DM bzw. 200 DM auf 360 DM, für sonstige stän- 
dige Luftfahrzeugbesatzungsangehörige von 125 
DM auf 288 DM. 

Diese Maßnahmen wurden bereits im Haushaltsge- 
setz 1980 unter dem Vorbehalt der besoldungsge- 
setzlichen Verwirklichung aufgenommen. Die Haus- 
haltsmittel stehen somit bei Kapitel 14 03 und 14 04 
bereit. Im Vollzug beschloß der Verteidigungsaus- 
schuß mit Zustimmung des Innenausschusses, die 
erforderlichen Vorschriften dem Entwurf eines Sie- 
benten Gesetzes zur Änderung des Soldatenversor- 
gungsgesetzes anzufügen. 


Zu Artikel 10 

Die abweichende Regelung des Inkrafttretens der 
Änderung des § 88 des Soldatenversorgungsgeset- 
zes — und damit zugleich des § 87 Abs. 2 Satz 6 — 
ist wegen des sachlichen Zusammenhangs mit dem 
Inkrafttreten des Zehnten Buches des Sozialgesetz- 
buches — Verwaltungsverfahren — erforderlich. 

Das Inkrafttreten der Artikel 6, 7 und 8 folgt aus 
der Bereitstellung der Haushaltsmittel im Haushalts- 
gesetz 1980 ab 1. Januar 1980. 
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III. Kosten 


Neuerliche Kosten entstehen im Bundesbereich 
durch die Maßnahmen nach Artikel 6 ( 7 und 8 nicht. 
Die erforderlichen Haushaltsmittel sind im Haus- 
halt 1980 im Einzelplan 14 — Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Verteidigung — 

bei Kapitel 14 03 in Höhe von 

13 800 000 Deutsche Mark 


bei Kapitel 14 04 in Höhe von 

700 000 Deutsche Mark 


insgesamt 

bereitgestellt. 


14 500 000 Deutsche Mark 


Bonn, den 21. Mai 1980 


Gerstl (Passau) de Terra 

Berichterstatter 
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